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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Blüm, Kiep, Franke, Müller (Remscheid), Dr. Häfele, Windelen, 
Haase (Kassel) ;  Dr. Kreile, Dr. Riedl (München), Carstens (Emstek), Dr. Friedmann, 
Schröder (Lüneburg), Dr. Stavenhagen, Dr. Meyer zu Bentrup, Dr. Warnke, 
Dr. Kunz (Weiden), Neuhaus und der Fraktion der CDU/CSU 

Haushaltsmehrbelastungen im Bereich der Arbeitslosenversicherung 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Nach dem Haushaltsentwurf der Bundesregierung für 1981 
belaufen sich der Zuschuß zur Deckung des Defizits der 
Bundesanstalt für Arbeit auf rund 3,65 Mrd. DM, die Auf-
wendungen des Bundes für die Arbeitslosenhilfe auf weitere 
2,42 Mrd. DM. 

Diesen Schätzungen liegt die Annahme zugrunde, daß trotz 
eines sprunghaften Anwachsens der Arbeitslosenzahlen der 
prozentuale Anteil der Arbeitslosengeldempfänger an der 
Gesamtzahl der Arbeitslosen nur von 51 v. H. (1980) auf 52 v. H. 
(1981) steigt. Dementgegen erhöhte sich dieser Anteil in der 
Minirezession des Jahres 1967 in einem Jahr von 60 auf fast 
70v. H., in der Rezession 1975 von rund 55 v. H. im Jahre 1973 
auf rund 65 v. H. im Jahre 1975. 

Hält die Bundesregierung es angesichts dieser Erfahrungen 
für wirklichkeitsgerecht, für das Rezessionsjahr 1981 den 
Anteil der Arbeitslosengeldempfänger mit 52 v. H. anzu-
setzen? 

Wenn ja: Welche besonderen Umstände rechtfertigen es im 
Jahre 1981, von den Erfahrungswerten in früheren Rezessi-
onen abzuweichen? 

Wenn nein: Welche Annahme hinsichtlich des Anteils der 
Arbeitslosengeldempfänger ist aus heutiger Sicht anzu-
setzen? 

2. Wie hoch ist die Mehrbelastung der Bundesanstalt für Arbeit 
und der Zuschußbedarf aus dem Bundeshaushalt bei einer 
Erhöhung des prozentualen Anteils der Arbeitslosengeld-
empfänger an der Gesamtzahl der Arbeitslosen (insoweit 
Annahme des Regierungsentwurfs von 1 085 000 Arbeits-
losen im Jahresdurchschnitt 1981 unterstellt) um jeweils 
einen Prozentpunkt? 
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3. Wie hoch sind die Mehrbelastungen der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Mehrbedarf im Bundeshaushalt für den Defi-
zitzuschuß an die Bundesanstalt und für die Aufwendungen 
für die Arbeitslosenhilfe, wenn der Anteil der Arbeitslosen-
geld- und Arbeitslosenhilfeempfänger sich im Rechnungs-
jahr 1981 ähnlich entwickelt wie in früheren Rezessions-
jahren? 

4. Die Bundesregierung rechnet in ihrem Haushaltsentwurf 
mit 1,085 Millionen, im Jahreswirtschaftsbericht 1981 jedoch 
mit rund 1,2 Millionen Arbeitslosen. 

Um welchen Betrag erhöhen sich die Belastungen (Mehr-
ausgaben und Einnahmeausfälle) der Bundesanstalt für 
Arbeit und die Ausgaben des Bundes zur Deckung des Defizits 
der Arbeitslosenversicherung und für die Arbeitslosenhilfe 
bei Zugrundelegung der Annahmen des Jahreswirtschafts-
berichts und 

a) bei Zugrundelegung des bisher angenommenen Anteils-
satzes der Leistungsempfänger an der Gesamtzahl der 
Arbeitslosen, 

b) bei Zugrundelegung eines Anwachsens des Anteils der 
Leistungsempfänger an der Gesamtzahl der Arbeitslosen 
entsprechend der Entwicklung in früheren Rezessions-
jahren? 

5. Hält die Bundesregierung angesichts der Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit im Februar einen noch weitergehenden 
Anstieg der Arbeitslosigkeit für ausgeschlossen? 

6. 1. Was kosten je 100 000 Arbeitslose im Durchschnitt des 
Jahres 1981 die öffentlichen Haushalte insgesamt? 

6. 2. Wie hoch sind die durch je 100 000 Arbeitslose im Jahres-
durchschnitt entstehenden 

a) Mehrausgaben der Arbeitslosenversicherung ein-
schließlich Arbeitslosenhilfe zu Lasten des Bundes-
haushalts sowie einschließlich Beitragserstattung an 
Renten- und Krankenversicherung, 

b) Einnahmeausfälle der Arbeitslosenversicherung, 

c) Einnahmeausfälle der Renten- und Krankenver-
sicherung sowie der sonstigen Zweige der Sozial-
versicherung, die nicht durch Leistungen der Bundes-
anstalt für Arbeit gedeckt werden, 

d) Steuerausfälle bei der Lohnsteuer, 

e) Steuerausfälle bei der Kirchensteuer, 

f) Steuerausfälle bei anderen Steuern, insbesondere 
Mehrwertsteuer und sonstige Verbrauchsteuern, 

g) Mehrausgaben für Kindergeld, 

h) Mehrausgaben für Wohngeld, 

i) Mehrausgaben für BAföG-Leistungen 

k) Mehrausgaben für Sozialhilfe (notfalls grobe Schät-
zung), 
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1) sonstige Mehrbelastungen von Staat und Sozialver-
sicherungsträgern? 

7. Die Zahl der Kurzarbeiter ist im Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit im Jahresdurchschnitt 1981 mit 380 000, die Zahl 
der Ausfalltage, für die Schlechtwettergeld zu zahlen ist, 
(entsprechend dem Ist-Ergebnis des Vorjahres) mit 16,4 Milli-
onen angenommen. 

7. 1. Hält die Bundesregierung diese Annahmen angesichts 
der sich verschlechternden Konjunkturentwicklung und 
angesichts der Entwicklung in früheren Rezessionsjahren 
aus heutiger Sicht für wirklichkeitsgerecht? 

7. 2. Welche Belastungen (Beitragsausfälle und Unterstützungs-
leistungen) entstehen der Arbeitslosenversicherung durch 

a) je 100 000 Kurzarbeiter im Jahresdurchschnitt 1981, 

b) je 1 Million Ausfalltage, für die Schlechtwettergeld 
zu zahlen ist? 

7. 3. In welcher Höhe entstehen durch je 100 000 Kurzarbeiter 
bzw. durch je 1 Million Ausfalltage, für die Schlechtwetter-
geld zu zahlen ist, 

a) bei den sonstigen Sozialversicherungsträgern Mehr-
belastungen (insbesondere Beitragsausfälle), 

b) Steuer- (insbesondere Lohnsteuer-) ausfälle? 

8. Für allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung sind im 
Haushaltsplan 1981 der Bundesanstalt für Arbeit 850 Milli-
onen DM eingestellt. Nach Angaben der Bundesanstalt für 
Arbeit waren Mitte Februar für diese Maßnahmen bereits 
1,026 Mrd. DM bewilligt. 

Hält die Bundesregierung den Mittelansatz im Haushalts

-

plan angesichts der dargestellten Sachlage für ausreichend? 

Wenn nein: Mit welchem Mehrbedarf rechnet die Bundes-
regierung? 

9. Für Leistungen zur Rehabilitation sind im Haushaltsplan 
1981 der Bundesanstalt für Arbeit 1,189 Mrd. DM vorgesehen. 

Hält die Bundesregierung diesen Mittelansatz angesichts 
der Tatsache, daß die der Rentenversicherung zu erstatten-
den Aufwendungen für Rehabilitation nach Angaben der 
Bundesanstalt für Arbeit Mitte Februar bereits mit 50 Milli-
onen überzeichnet waren, für ausreichend? 

Wenn nein: Mit welchem Mehrbedarf rechnet die Bundes-
regierung? 

10. Für Lohnkostenzuschüsse älterer Arbeitsloser sieht der Haus-
haltsplan 1981 der Bundesanstalt für Arbeit bei Einstellung 
älterer Arbeitsloser 100 Mio. DM vor. Nach Angaben der 
Bundesanstalt für Arbeit waren Mitte Februar bereits 
124 Mio. DM zugesagt. 

Hält die Bundesregierung den Mittelansatz im Haushalts

-

plan angesichts der dargestellten Sachlage für ausreichend? 

Wenn nein: Mit welchem Mittelbedarf rechnet die Bundes-
regierung? 
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11. Als Eingliederungsbeihilfe für Behinderte sind im Haus-
haltsplan 1981 der Bundesanstalt für Arbeit 56,9 Mio. DM ver-
anschlagt. Nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit waren 
Mitte Februar bereits 63,8 Mio. DM zugesagt. 

Hält die Bundesregierung den Mittelansatz im Haushalts

-

plan angesichts der dargestellten Sachlage für ausreichend? 

Wenn nein: von welchem Mittelbedarf geht die Bundesre-
gierung aus? 

12. Nach einer Presseinformation der Bundesanstalt für Arbeit 
vom 16. Februar 1981 soll der finanzielle Spielraum für 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in diesem Jahr mit Zu-
stimmung des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
um 200 Mio. DM erweitert werden. 

Wie soll dieser Betrag finanziert werden? 

13. Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung nunmehr den 
Bedarf der Bundesanstalt für Arbeit an Bundeszuschüssen 
und den Mittelbedarf für die Arbeitslosenhilfe im Jahre 1981? 

Bonn, den 25. März 1981 

Dr. Blüm 
Kiep 
Franke 
Müller (Remscheid) 
Dr. Häfele 
Windelen 
Haase (Kassel) 
Dr. Kreile 
Dr. Riedl (München) 
Carstens (Emstek) 
Dr. Friedmann 
Schröder (Lüneburg) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Dr. Warnke 
Dr. Kunz (Weiden) 
Neuhaus 
Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 


